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Sitzung des Ausschusses für Mobilität und 
Infrastruktur am Mittwoch, den 12.02.2025, 
14:00 Uhr
Nr. 2527 / Am Mittwoch, den 12.02.2025, findet um 14:00 
Uhr im Festsaal des Paulanerklosters, Landratsamt Mün-
chen, Mariahilfplatz 17, 81541 München, eine Sitzung des 
Ausschusses für Mobilität und Infrastruktur statt.
Öffentliche Sitzung

1. Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung vom 
19.11.2024

2. Mobilitätsplanung; Pilotprojekt On-Demand-Service FLEX: 
Endbericht Evaluation

3. Mobilitätsplanung; On-Demand-Verkehr - Neuausschrei-
bung und Verstetigung des ODS FLEX im Anschluss an den 
Pilotbetrieb

4. Verkehrliche Infrastruktur; Aufstufung eines Teilabschnitts 
der Kreisstraße M 22 östlich der A 8, Zustimmung zur Auf-
stufung als Staatsstraße

5. Verschiedenes; Bekanntgaben, Anträge und Anfragen in 
öffentlicher Sitzung 

anschließend nichtöffentlicher Teil

Vollzug der Baugesetze
Nr. 2528 / Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 bis 6 Bayer. Bauordnung -BayBO-i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl S. 588, BayRS 
2132-1-I) 

Baugenehmigung vom 28.11.2024

Vorhaben: Neubau eines Einfamilienhauses mit Nebenan-
lagen  
Grundstück: Gemarkung Feldkirchen, Fl. Nr. 633/9 
Bauort: 85622 Feldkirchen Kr. München, Jahnstraße

1. Mit Bescheid des Landratsamtes München vom 28.11.2024, 
Nr. 4.1-0222/24/V wurde die bauaufsichtliche Genehmigung 
für das Vorhaben „Neubau eines Einfamilienhauses mit Ne-
benanlagen“ auf dem Grundstück der Gemarkung Feldkir-
chen, Fl. Nr. 633/9 in 85622 Feldkirchen Kr. München, Jahn-
straße erteilt. 

2. Die Baugenehmigung enthält Nebenbestimmungen, die 
unter Ziffer 2 des Bescheides festgesetzt sind.

3. Hat ein Nachbar nicht zugestimmt oder wird seinen Ein-
wendungen nicht entsprochen, so ist ihm eine Ausfertigung 
des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen (Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 bis 6 Bayer. Bauordnung).

4. Da im vorliegenden Baugenehmigungsverfahren über 20 
Nachbarn (Fl. Nrn. 633/10, 633/8, 634/28, 634/39, 634/40) be-
teiligt sind, die dem Bauvorhaben nicht zugestimmt haben, 
wird die Zustellung des Baugenehmigungsbescheides durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 4 bis 
6 Bayer. Bauordnung).

5. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als 
bewirkt.

6. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München erhoben werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Anschrift Bayerisches Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

- Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

- Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsicht-
liche Genehmigung eines Vorhabens hat keine aufschiebende 
Wirkung. Sofern mit diesem Bescheid auch eine Gestattung 
nach den wasserrechtlichen Vorschriften erteilt wird, gilt dies 
nicht für die wasserrechtliche Genehmigung bzw. Erlaubnis.

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl 
S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

7. Der Baugenehmigungsbescheid sowie die genehmigten 
Unterlagen können bei der Gemeinde Feldkirchen, Bauamt, 
oder beim Landratsamt München, Zimmer F 1.58, Frankent-
haler Str. 5-9, 81539 München, eingesehen werden.

Bekanntmachung über Höhenmessungen 
des Landesamtes für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung
Nr. 2529 / Bekanntmachung über Höhenmessungen des 
Landesamtes für Digitalisierung, Breitband und Vermes-
sung 

Das Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
(LDBV) führt in diesem Jahr in Ihrem Gebiet grundlegende 
Höhenmessungen (Nivellements) durch, mit denen das be-
stehende Netz von amtlichen Höhenfestpunkten erneuert 
werden soll.

Diese Messungen sind für die Allgemeinheit von großer Be-
deutung. Höhenpunkte werden nicht nur für die Neuherstel-
lung und Laufendhaltung von amtlichen Landkarten, sondern 
auch für eine Vielzahl anderer Zwecke benötigt. So sind ge-
naue Höhenfestpunkte z. B. für Überwachungs- und Baumaß-
nahmen an Verkehrswegen, Gewässern (Hochwasserschutz) 
und Versorgungsleitungen sowie für die Auswertung von Luft-
bildern erforderlich.

Für diese und eine Reihe weiterer Aufgaben hat es sich als 
zweckmäßig und wirtschaftlich erwiesen, ein gleichmäßig 

über das ganze Land verteiltes Netz von Höhenfestpunkten 
zu schaffen. 

Aus diesem Grund wurde dem LDBV der gesetzliche Auftrag 
erteilt, ein Höhennetz aufzubauen und zu erhalten. 

Die Nivellements des LDBV dienen der Grundlagenvermes-
sung und werden auch in Gebieten durchgeführt, in denen in 
nächster Zukunft keine Baumaßnahmen zu erwarten sind. Im 
Auftrag von Baufirmen oder Privatleuten führt das LDBV keine 
Nivellements durch.

In bestimmten Zeitabständen müssen die Messungen wieder-
holt werden, um zu überprüfen, ob die Höhenfestpunkte ihre 
Höhenlage unverändert beibehalten haben. Die angewandten 
Messverfahren erlauben es, auch geringfügige Höhenände-
rungen der Punkte festzustellen, sodass u. a. Rückschlüsse 
auf Bewegungen der Erdoberfläche gezogen werden können.

Die Höhenfestpunkte sollen über einen möglichst langen 
Zeitraum höhenbeständig und vor Verlust geschützt sein. 
Man verwendet deshalb in der Regel stabile Metallbolzen, die 
in gut fundierten Bauwerken oder in einbetonierten Granit-
pfeilern angebracht werden. Für jeden Höhenpunkt wird die 
Höhenlage über dem mittleren Meeresspiegel durch Nivelle-
ments mit Millimetergenauigkeit bestimmt und gegen eine 
Gebühr bekannt gegeben.

Das Gesetz über die Landesvermessung und das Liegen-
schaftskataster vom 31.01.1970 (BayRS 219-1-F) regelt die 
Befugnis zum Anbringen der Höhenbolzen und zum Betreten 
privater Grundstücke, soweit dies zur Durchführung der Ver-
messungsarbeiten erforderlich ist.

Für die Schaffung und Erhaltung von Höhenfestpunkten be-
steht ein öffentliches Interesse. Die Bevölkerung wird deshalb 
um Verständnis für die Arbeiten gebeten.

Wenn bevorstehende Baumaßnahmen oder andere Vorhaben 
einen bereits bestehenden Höhenfestpunkt gefährden, wird 
gebeten, das LDBV oder das zuständige Amt für Digitalisie-
rung, Breitband und Vermessung möglichst frühzeitig zu be-
nachrichtigen.
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